Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudksadie 3187 


Antrag 

der Abgeordneten Kümmel e, Dr. Bleiß, Rademacher, Srodc 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über allgemeine Höchstgeschwindigkeitsgrenzen für Kraftfahrzeuge 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die höchstzulässige Fahrgeschwindigkeit 
für Kraftfahrzeuge beträgt 

1. innerhalb geschlossener Ortschaften: 

50 km je Stunde für Kraftfahrzeuge aller 
Art; in Ausnahmefällen können die Stra- 
ßenverkehrsbehörden mit Zustimmung der 
höheren Verwaltungsbehörden auf be- 
stimmten Straßen höhere Geschwindig- 
keitsgrenzen durch das Verkehrszeichen 
nach Bild 21 der Anlage zur Straßenver- 
kehrs-Ordnung (Verbot der Überschrei- 
tung bestimmter Fahrgeschwindigkeiten) 
festsetzen; 

2. außerhalb geschlossener Ortschaften: 

80 km je Stunde für Kraftfahrzeuge ohne 
Anhänger — mit Ausnahme von Perso- 
nenkraftwagen und Kombinationskraft- 
wagen — , für Sattelkraftfahrzeuge, für Per- 
sonenkraftwagen mit Anhänger, für Kom- 
binationskraftwagen mit Anhänger und für 


Kraftomnibusse mit Gepäckanhänger; für 
Krafträder gilt die Geschwindigkeitsbe- 
grenzung jedoch nicht auf Bundesautobah- 
nen und Straßen, die als Kraftverkehrs- 
straßen durch das Verkehrszeichen nach 
Bild 17 c der Anlage zur Straßenverkehrs- 
Ordnung gekennzeichnet sind; 

60 km je Stunde für Kraftomnibusse mit 
einem anderen Anhänger und für andere 
Kraftfahrzeuge mit Anhänger. 

Unberührt bleiben 

a) die auf der Straßenverkehrs-Ordnung be- 
ruhende Befugnis der Straßenverkehrsbe- 
hörden, die zulässige Fahrgeschwindigkeit 
auf bestimmten Straßen zu beschränken, 

b) die allgemeinen Sorgfaltspflichten der Füh- 
rer von Kraftfahrzeugen. 

Artikel 2 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. De- 
zember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) wird 
wie folgt geändert: 

In § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c werden die 
Worte „jedoch nicht über die höchstzulässige 
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Fahrgeschwindigkeit von Personenkraftfahr- 

Artikel 4 

zeugen" gestrichen. 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 

Artikel 3 

im Land Berlin. 

Artikel 4 Nr. 2 des Gesetzes zur Sicherung 

Artikel 5 

des Straßenverkehrs vom 19. Dezember 1952 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1957 in 

(Bundesgesetzbl. I S. 832) entfällt. 

Kraft. 

Bonn, den 5. Februar 1957 
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Begründung 


Die Entwicklung der Verkehrsunfallkurve er- 
fordert besondere Maßnahmen zur Hebung 
der Sicherheit im Straßenverkehr. 

Mit Rücksicht auf gute Erfahrungen, die im 
Ausland mit allgemeinen Höchstgeschwindig- 
keitsgrenzen gemacht worden sind, wird 
empfohlen, audi für bestimmte Arten von 
Personenkraftfahrzeugen solche Grenzen wie- 
der einzuführen. Inzwischen ist auch die Exe- 
kutive (Polizei) mit geeigneten technischen 
Einrichtungen ausgerüstet worden, um Ge- 
schwindigkeitsüberschreitungen wirksam zu 
begegnen. 

Zu Artikel 1 

Es wird deshalb vorgeschlagen, innerhalb ge- 
schlossener Ortschaften die höchstzulässige 
Fahrgeschwindigkeit allgemein auf 50 km je 
Stunde zu begrenzen. Dadurch soll auch ein 
möglichst gleichmäßiger Verkehrsfluß in den 
Ortschaften erreicht werden. 

Um auf besonders gut ausgebauten inner- 
städtischen Straßen den Verkehrsfluß nicht 
unangemessen zu behindern, sollen die Stra- 
ßenverkehrsbehörden ermächtigt werden, ggf. 
durch Aufstellung von Verkehrszeichen, auch 
höhere Fahrgeschwindigkeiten zuzulassen. 
Diese Befugnis soll aber auf Ausnahmefälle 
beschränkt bleiben und wird ausdrücklich an 
die Zustimmung der höheren Verwaltungsbe- 
hörden gebunden. 

Außerhalb geschlossener Ortschaften wird es 
nicht für notwendig gehalten, für Personen- 
kraftwagen höchstzulässige Fahrgeschwindig- 
keiten allgemein zu bestimmen. Es erscheint 
als ausreichend, die Führer solcher Fahrzeuge 
durch die allgemeinen Sorgfaltspflichten — 
namentlich die durch § 9 Abs. 1 bis 3 der 
Straßenverkehrs-Ordnung begründeten — zu 
binden. Kombinationskraftwagen sind tech- 


nisch wie Personenkraftwagen ausgelegt und 
daher wie diese zu behandeln. 

Das gilt nicht in gleichem Maß für die Führer 
von Krafträdern. Mit Rücksicht auf ihren be- 
sonders hohen Anteil an den Verkehrsun- 
fällen wird vorgeschlagen, die höchstzulässige 
Fahrgeschwindigkeit der Krafträder auf den 
nicht für den Schnellverkehr bestimmten 
Straßen auf 80 km je Stunde zu begrenzen. 

Für alle übrigen Kraftfahrzeuge ohne An- 
hänger, zu denen auch die Sattelkraftfahr- 
zeuge gehören, erscheint eine Geschwindig- 
keitsbegrenzung auf 80 km je Stunde auf allen 
Straßen als angemessen. 

Kraftfahrzeuge mit Anhänger stellen in der 
Regel eine höhere Verkehrsgefahr dar. Ihre 
hödistzulässige Fahrgeschwindigkeit sollte auf 
60 km je Stunde begrenzt werden. Lediglich 
bei Kraftomnibussen mit Gepäckanhänger, bei 
Personenkraftwagen mit Anhänger und bei 
Kombinationskraftwagen mit Anhänger Ist 
eine Begrenzung auf 80 km je Stunde ver- 
tretbar. 

Während Artikel 1 Nr. 1 die Möglichkeit, 
höhere Geschwindigkeitsbegrenzungen durch 
Aufstellung von Verkehrszeichen zuzulassen, 
auf geschlossene Ortschaften beschränkt, muß 
Vorsorge getroffen werden, daß, soweit nötig, 
die allgemeinen Höchstgeschwindigkeitsgrcn- 
zen auf bestimmten Straßen durch Aufstel- 
lung von Verkehrszeichen herabgesetzt wer- 
den können. Dem trägt der letzte Satz des 
Artikels 1 Buchstabe a Rechnung. Die Befugnis 
der Straßenverkehrsbehörden ist in § 4 der 
Straßenverkehrs-Ordnung genau umrissen. 

Durch den letzten Satz des Artikels 1 Buch- 
stabe b soll klargestellt werden, daß die allge- 
meinen Sorgfaltspflichten, namentlich die aus 
§ 9 Abs. 1 bis 3 und § 1 der Straßenverkehrs- 
Ordnung, unberührt bleiben. 
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Zu Artikel 2 

Durch dieses Gesetz wird die gesamte Frage 
der allgemeinen Anordnung hochstzulässiger 
Fahrgeschwindigkeiten für Kraftfahrzeuge 
geregelt. Dem Bundesminister für Verkehr 
wird mit diesem Gesetz die Befugnis entzogen, 
diese Fragen ganz oder auch nur zum Teil 
durch Reditsverordnung zu regeln, und zwar 
auch, soweit es sich um höchstzulässige Fahr- 
geschwindigkeiten für Lastkraftfahrzeuge 
handelt. Die Klarstellung verlangt daher die 
Streichung der Worte „jedoch nicht über die 
höchstzulässige Fahrgeschwindigkeit von Per- 
sonenkraftfahrzeugen“ in § 6 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe c des Straßenverkehrsgesetzes. 


Zu Artikel 3 

Artikel 4 Nr. 2 des Gesetzes zur Sicherung des 
Straßenverkehrs ist als gegenstandslos zu 
streichen. 

Zu Artikel 4 

Er enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Bei dem Datum für das Inkrafttreten des Ge- 
setzes ist darauf zu achten, daß den betroffe- 
nen Verkehrsteilnehmern und den über- 
wachenden Polizeiorganen eine ausreichende 
Zeit zur Verfügung steht, um sich mit den 
neuen Vorschriften vertraut zu machen. 
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